
 Ein Jahr nach Hitzacker – Das Schweigen über ein journalisti‐
sches Versagen
Veröffentlicht am 14. Juni 2019 (http://spiegelkritik.de/2019/06/14/) von Timo Rieg (http://spiegelkritik.de/author/timo-rieg/)

(https://www.bild.de/news/inland/polizei/grosseinsatz-polizist-und-familie-zu-hause-von-rund-60-
vermummten-angegriffen-55748580.bild.html)

Zur Vollständigkeit einer Nachricht gehört, spätere Erkenntnisse, die für die Beurteilung  des Sachver‐
halts wichtig sind, deutlich als Ergänzung,  Follow up, oder Korrektur zu vermelden – und auf  solche 
wichtigen Veränderungen in Online-Medien auch direkt vom Ursprungseintrag aus zu verlinken. Denn
andernfalls bleiben unvollständige bzw. unrichtige  “Nachrichten” über Jahre verfügbar. Dies ist jedoch
keine “Orientierungsleistung”, was als Grundaufgabe des Journalismus gesehen wird.

Diese wichtigen Folgeberichte gibt es zwar in vielen Fällen – schon aus ökonomischem Eigeninteresse
bringen Medien gerne zahlreiche Beiträge zu einem einzigen Ereignis und den entsprechenden Reak‐
tionen darauf. Doch zum einen ist das  längst nicht immer der Fall: Häufig wird ein Verdacht, eine Be‐
schuldigung, eine Vermutung groß vermeldet, die weitere Entwicklung und vor allem das wirklich auf‐
klärende Ergebnis jedoch nicht mehr.

Ein Paradebeispiel dafür, das in die Lehrbücher  eingehen sollte, ist der “Fall Hitzacker”. Zu Pfingsten
2018 hatte eine kleine Spontandemonstration vor dem Hause eines Polizisten  im Wendland bundes‐
weit für Schlagzeilen gesorgt. Von einer neuen Stufe der Gewalt gegen Polizisten war die Rede, von ei‐
nem Mob, der ein Privathaus gestürmt habe. Keinesfalls nur die BILD-Zeitung echauffierte sich, quer‐
beet stimmten die Medien ein in den Aufschrei gegen linke Gewalt, und natürlich meldeten sich Politi‐
ker und Lobbyisten zu Wort, was die Medien gerne kolportierten.  Nur: Die Sache war ganz anders, als
sie von der Polizei selbst in einer Pressemitteilung dargestellt worden und völlig unkritisch von Jour‐
nalisten im ganzen Land übernommen worden war (siehe ausführlich: Spiegelkritik-Dokumentation
(http://spiegelkritik.de/2018/05/21/unfassbare-aktionslosigkeit/), Telepolis-Kommentar
(https://www.heise.de/tp/features/Journalismus-im-Pfingsturlaub-4059376.html), Bildblog
(https://bildblog.de/98573/hitzacker-polizei-nachplapperei-und-steineschmeisser-aus-dem-archiv/),
Übermedien (https://uebermedien.de/27993/neue-qualitaet-der-faktenverdrehung/)).

Schon damals war leicht zu erkennen, dass die Sache nicht ganz so gewesen sein konnte, wie von der
Polizei dargestellt, viele Fragen blieben offen, Motive der Behörden-PR (http://spiegelkritik.de/2019/06
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/14/recherche-bei-polizeimeldungen/) wurden überhaupt nicht geprüft. Ein Jahr später ist nun auch
juristisch (fast) klar, dass damals von den Medien aus einer Mücke ein Elefant gemacht wurde und sie
ihrem immer wieder selbst beschworenem Informationsauftrag in desaströser Weise nicht nachge‐
kommen ist, denn: Die Ermittlungsverfahren gegen alle 50 Demonstranten der “linken vermummten
Terrortruppe”  (vielfach verbreiteter PI-Quatsch (https://archive.is/JFc5W)) wurden eingestellt, wie uns
die Pressesprecherin der Staatsanwaltschaft Lüneburg, Wiebke Bethke, auf Anfrage mitteilt. Die völli‐
ge Absolution dauert wohl noch ein wenig, denn gegen die Einstellung der Verfahren ist Beschwerde
eingelegt worden, was meint: der vermeintlich bedrohte Polizist bzw. seine Familie haben gegen die
Einstellung der Verfahren protestiert (§172 StPO (https://dejure.org/gesetze/StPO/172.html)). Da nach
so langer Zeit nicht damit zu rechnen ist, dass neue Erkenntnisse vorgebracht werden, wird der “Ge‐
samtkomplex”, wie die Staatsanwaltschaft es nennt, wohl in naher Zukunft endgültig als erledigt gel‐
ten.

Doch wo liest man davon?
Wo wird das Ende der Geschichte erzählt?
Wo wird gar eingestanden, dass man damals, in der Woche nach Pfingsten  2018, grobe Fehler ge‐
macht hat?

Aktivisten aus dem Wendland haben am 11. Juni 2019 eine Pressemitteilung dazu verschickt (Doku‐
mentation unten), nach eigenen Angaben an alle Medien, die in ihrem Pressespiegel (http://rak-
treffen.de/2018/05/22/pressespiegel-zur-musikalischen-kundgebung-am-18-5-2018/) aufgeführt sind.
Reaktionen?

Unser Lieblings-Medium Spiegel.de bietet bis heute drei  Artikel zu dem Vorfall an:

(https://www.spiegel.de/suche/?suchbegriff=Hitzacker)

In  der letzten, recht nüchternen Darstellung vom 22. Mai 2018 heißt es am Ende (https://www.spie‐
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gel.de/panorama/justiz/hitzacker-protest-vor-polizistenhaus-was-ist-passiert-und-welche-reaktionen-
gibt-es-a-1208924.html):

Polizei und Staatsanwaltschaft Lüneburg haben Strafverfahren eingeleitet wegen Land- und Hausfrie‐
densbruch, Bedrohung, Beleidigung, Diebstahl, Verstößen gegen das Versammlungsgesetz und Wi‐
derstandes gegen die Staatsgewalt. “Derzeit laufen etwa 60 Ermittlungsverfahren in der Sache”, sagte
eine Sprecherin der Staatsanwaltschaft Lüneburg. In den meisten Fällen ginge es vor allem um den
Vorwurf des Landfriedensbruchs.

Wäre es da nicht notwendig, irgendwann selbst nochmal nachzufragen, was aus diesen Ermittlungs‐
verfahren geworden ist? Und die Leserschaft dann davon in Kenntnis zu setzen, was angesichts der
Dramatisierung damals wohl nicht ohne deutliche Korrektur möglich wäre?

Zu der gesamten Skandalisierung gab es beim Presserat nur eine einzige Beschwerde, gegen einen
Beitrag in der Lokalzeitung vor Ort, die als unbegründet abgewiesen wurde (Dokumentation am Ende,
Aktenzeichen 0462/18/1). Interessanterweise ist die nachrichtliche Zusammenfassung des Falls in der
Entscheidung des Presserats auch völlig verkehrt, was auch nicht gerade für Recherche bei den Re‐
cherche-Wächtern spricht (“Etwa 60 vermummte Personen greifen das Haus eines Polizeibeamten
an.”).
Kurz  vor Ende der “Verjährung” hat Spiegelkritik selbst noch gegen zwei Berichte als Musterbeispiele
Beschwerde eingelegt, über das Ergebnis werden wir berichten.

Weshalb der Presserat nicht von sich aus gegen die flächendeckende Falschberichterstattung vorge‐
gangen ist, obwohl er dies von seinen Statuten her könnte, erläuterte uns Pressesprecherin Sonja
Volkmann-Schluck am 2. Mai 2019 wie folgt:

“Der Presserat hat die Option, von sich aus aktiv zu werden, tut dies in der
Regel aber nicht. Er versteht sich nicht als Monitoring-Stelle oder umfassen‐
de Medien-Aufsicht, die von sich aus mögliche Verstöße ahndet, sondern
überwiegend als Stelle, die auf Beschwerden von Leserinnen und Lesern re‐
agiert. Zudem könnte uns der Vorwurf der Willkür gemacht werden, wenn
wir gegen einige Berichte auf Eigeninitiative vorgehen, gegen andere aber
nicht.

Anders gelagert sind Fälle, in denen wir Beschwerden von uns aus weiter‐
verfolgen. Dies geschieht in der Regel, wenn Leserinnen und Leser sich über
Artikel beschweren, die sich auf Informationen aus Agenturmeldungen be‐
ziehen. Hier gilt das Agenturprivileg d.h. die Zeitung selbst muss die Inhalte
vor der Übernahme nicht überprüfen. Hier haben wir 2018 in fünf Fällen die
Beschwerden auf die jeweiligen Nachrichtenagenturen von uns aus erwei‐
tert.”

Sollten irgendwelche Medien doch Abbitte geleistet haben, so werden wir dies hier selbstverständlich
nachtragen – im Moment ist davon aber nichts zu sehen. (Der obige Screenshot von bild.de stammt
z.B. vom 14. Juni 2019)

(Timo Rieg)

Siehe hierzu auch: Recherche bei Polizeimeldungen (http://spiegelkritik.de/2019/06/14/recherche-bei-
polizeimeldungen/) (wie mit PR von Polizeistellen journalistisch umzugehen ist – ein Leitfaden in Ent‐
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wicklung)

Dokumentation Pressemitteilung “Hitzacker-Aktivisten”
(ungekürzt, nur den Namen des Polizisten haben wir durch ein  “H.” ersetzt)

Ein Jahr nach Hitzacker:
Aktivist*innen fordern öffentliche Entschuldigung des Innenministers

An Pfingsten vor einem Jahr berichteten sämtliche Medien, von Fokus bis FAZ, wie vermummte Links‐
autonome angeblich das Haus eines Polizeibeamten erstürmt und seine Familie bedroht hätten. Bebil‐
dert waren diese Berichte mit Symbolbildern vermummter und Steine schmeißender „Chaoten“. Politi‐
ker wie der niedersächsische Innenminister Boris Pistorius und Horst Seehofer forderten harte Stra‐
fen für die Chaoten.

Viel Aufregung um ein Straßenkonzert

Bundesinnenminister Seehofer twitterte: „Wenn nun aber Polizeibeamte und ihre Familien zu Hause
angegriffen werden ist eine neue Dimension von Gewalt erreicht. Menschen, die Gewalt gegen Polizis‐
ten und ihre Familien verüben, sind keine Aktivisten, sondern Straftäter.“ Was war geschehen? Etwa 50
Personen sangen drei Lieder vor dem Haus des Staatsschutzbeamten H., der seit Jahrzehnten die Um‐
weltaktivist*innen im Wendland durch aggressives Auftreten, Observationen und Hausbesuche ein‐
schüchterte. Die Musiker*innen wurden unmittelbar nach ihrem Konzert von einer behelmten und be‐
waffneten Polizeieinheit zu Boden geprügelt, teilweise mit Kabelbindern gefesselt und bis in die Mor‐
genstunden in einem Polizeikessel festgehalten. Gegen alle Festgenommenen wurde u.a. wegen
Landfriedensbruch, Hausfriedensbruch und Nötigung ermittelt – begleitet von einem medialen Echo,
das auf ungeprüften und überzeichneten Polizeimeldungen beruhte und das Konzert zu einem Schre‐
ckensszenario stilisierte.

Die zur Unrecht beschuldigte Sabine F. meint dazu: „Statt polizeiliche Pressemitteilungen kritisch zu
hinterfragen, machen sich die Medien zu Handlangern einer Polizei, die das Grundgesetz mit Füßen
tritt.“

Einstellung der Verfahren durch die Staatsanswaltschaft

Ein Jahr nach den Ereignissen ist aus den Akten der Staatsanwaltschaft zu entnehmen, dass sämtliche
Vorwürfe gegen die Aktivist*innen haltlos sind. So stellte die Staatsanwaltschaft fest, dass „der Tatbe‐
stand des Hausfriedensbruches nicht durchgreift, weil das Grundstück der Familie H. frei zugänglich
war“.

Weiter heißt es im Bericht der Staatsanwaltschaft „Die lauten Tackerschläge (33 Tackernadeln) beim
Anbringen der Wimpel an den Carport stellen letztlich keine Gewalttätigkeit gegen Sachen oder eine
Bedrohung von Menschen mit einer Gewalttätigkeit im Sinne des § 125 Abs. 1 StGB (Landfriedens‐
bruch) dar.“

Zum, Vorwurf der Nötigung heißt es: „Ein hinreichender Tatverdacht für eine versuchte Nötigung lässt
sich ebenfalls nicht begründen, weil nicht auszuschließen ist, dass es sich bei der Aktion „lediglich“ um
eine Protestaktion beziehungsweise „Retourkutsche“ gegen eine unter Mitwirkung von PHK H. ausge‐
brachte polizeiliche Maßnahme, nämlich die Beschlagnahme eines YPJ/YPG-Banners in Meuchefitz am
20.02.2018 handelte. Hierfür spricht, so die Staatsanwaltschaft „insbesondere das Anbringen von
YPG/YPJ-Wimpeln am Carport/im Vorgarten PHK H. und die Parole „H., H., Hurra!“. Abschließend heißt
es, dass „der geschädigte Polizeibeamte H. oder seine Familie durch die Aktion jedoch nicht zu einem
bestimmten Tun, Dulden oder Unterlassen genötigt werden sollten.“

Nach dieser Einschätzung der Staatsanwaltschaft ist für Sabine und anderen Aktivist*innen klar, „wir
fordern eine öffentliche Entschuldigung des Innenministers. Erst hat uns die Polizei verprügelt und
dann wurden wir auch noch von Politikern und Medien verleumdet.“
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Zur Vorgeschichte

Schon bei der von der Staatsanwaltschaft erwähnten Polizeimaßnahme wurde versucht die linke Sze‐
ne im Landkreis zu kriminalisieren. Im Februar 2018 wurde ein Banner, dass am Gasthof in Meuchefitz
angebracht war („Afrin halte durch!“ zur Zeit der türkischen Angriffe auf kurdische Siedlungsgebiete)
von einer teilweise mit Maschinengewehren bewaffneten Hundertschaft beschlagnahmt. Dabei wurde
ein 129a-Verfahren gegen eine im Gasthof gemeldete Person eingeleitet. Mit Hilfe dieses Paragra‐
phens erhält die Polizei besonders weitreichende Befugnisse für die Verletzung der Privatsphäre der
betroffenen Person und deren Umfeld. Auch dieses Verfahren wurde bereits vor längerer Zeit einge‐
stellt.

Schluss mit Polizeigewalt

Im Kontrast zu diesen Sachverhalten fährt die Polizei in diesem Jahr zur kulturellen Landpartie überzo‐
gen repressive Maßnahmen auf. So bewegen sich ständig zahlreiche Polizeikonvois durch den Land‐
kreis und kontrollieren scheinbar willkürlich Personen und Fahrzeuge. Insbesondere rund um den
Gasthof Meuchefitz ist die Polizeipräsenz besonders hoch. Auch hier berichtet die EJZ von den
schrecklichen Gewalttaten, die in den letzten Jahren vorgefallen sein sollen, und legitimiert damit ein‐
mal mehr ein vollkommen unangemessenes und absurdes Polizeiaufgebot. All dies passiert ohne das
es auch nur den Anschein eines Verdachts gibt.

Die Lächerlichkeit des polizeilichen Vorgehens zeigt sich aktuell, wie auch in der Akte der Staatanwalt‐
schaft, aus der es in nächster Zeit weitere pikante Veröffentlichungen geben wird.

Für Sabine wirft das repressive Vorgehen eine grundsätzlich Frage auf: „Welche Demokratie wollen sie
eigentlich schützen, wenn unliebsame politische Meinungsäußerungen einfach mit stumpfer Polizei‐
gewalt unterdrückt werden?“

Freundeskreis der Geschädigten & Presseteam Hitzacker

Dokumentation Presserats-Entscheidung

Aufmarsch vor dem Haus eines Polizisten (https://www.ejz.de/lokales/lokales/groeinsatz-nach-angriff-
auf-polizisten_50_111526304-28-.html)
Redaktion einer Lokalzeitung spricht von einem Angriff von Vermummten

Entscheidung: unbegründet
Ziffer: 2,13

Etwa 60 vermummte Personen greifen das Haus eines Polizeibeamten an. Eine Lokalzeitung berichtet
online über den Vorgang und beruft sich auf eine Information durch einen Polizeisprecher. Es heißt,
die festgenommenen Personen seien dem linken Spektrum zuzuordnen. Weiterhin berichtet der Au‐
tor des Beitrages, dass auf einer linksautonomen Internetseite der Name des beim Staatsschutz arbei‐
tenden Polizeibeamten und seine Adresse veröffentlicht worden seien. Ein Leser der Zeitung teilt mit,
es sei falsch, dass die Adresse des Polizisten im Internet veröffentlicht worden sei. Zudem würden die
Festgenommenen vorverurteilt. Er wirft der Zeitung vor, nur aus dem Blickwinkel der Polizei zu berich‐
ten.
Der Autor des Beitrages nimmt Stellung und weist den Vorwurf der Vorverurteilung zurück. In seinem
Beitrag werde erkennbar der Pressesprecher der Polizei zitiert. Die Vorwürfe stünden im Konjunktiv
und dies bereits im zweiten Satz. Auch den Vorwurf, nicht sorgfältig gearbeitet zu haben, weise er zu‐
rück. Er habe für die Berichterstattung alle zur Verfügung stehenden Quellen genutzt und sich be‐
müht, so viele Informationen wie möglich zusammenzutragen. Die Aktion der Vermummten nach den
vorliegenden Informationen als „Angriff“ zu beschreiben, sei nach seiner Auffassung richtig. Ein An‐
griff müsse nicht physischer Natur sein. Allein schon das Erscheinen Dutzender Vermummter vor ei‐
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nem Wohnhaus und das Skandieren von als bedrohlich einzustufenden Parolen könne als Angriff be‐
zeichnet werden. Den Vorwurf des Beschwerdeführers, dass es nicht korrekt sei, dass auf einer links‐
autonomen Internetseite Name und Wohnanschrift eines Polizeibeamten veröffentlicht worden seien,
weist der Autor ebenfalls zurück. Auf den Eintrag sei er im Rahmen seiner Recherchen gestoßen. Die
Namens-. und Adressenangabe sei später aus dem Netz verschwunden. Die Polizei habe aber Kennt‐
nis von dem Eintrag. Die Redaktion hat keine presseethischen Grundsätze verletzt.
Die Beschwerde ist unbegründet. An keiner Stelle des kritisierten Artikels sind vorverurteilende For‐
mulierungen zu erkennen. Im Hinblick auf die vom Beschwerdeführer kritisierte Aussage, dass es
nicht korrekt sei, dass die Adresse des Polizeibeamten im Internet veröffentlicht wurde, kann der Au‐
tor des Artikels überzeugend darlegen, dass die Angaben für einen bestimmten Zeitraum online zu
finden war. Es gibt keinen Anlass, an dieser Aussage zu zweifeln.

https://recherche.presserat.info/
Aktenzeichen 0462/18/1

Dieser Beitrag wurde unter Qualitätsdebatte (http://spiegelkritik.de/category/qualitatsdebatte/) gespeichert und mit den
Schlagworten Polizei (http://spiegelkritik.de/tag/polizei/) markiert. Speichere den Permanentlink (http://spiegelkritik.de/2019/06
/14/ein-jahr-nach-hitzacker-das-schweigen-ueber-ein-journalistisches-versagen/).
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